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Überraschende 
Kündigung ist nicht 
missbräuchlich 
 

Eine Kündigung kann auch 

ohne vorhergehendes Ge-

spräch ausgesprochen 

werden.  

Ein Mitarbeiter einer Bank 

klagte, seine Kündigung 

sei missbräuchlich, da sei-

ne Vorgesetzten das Ge-

spräch vorher nicht ge-

sucht hätten. Er verlangte 

Schadenersatz wegen psy-

chischer Erkrankung. 

Das Zürcher Arbeitsgericht 

wies die Klage ab. Die 

Kündigung sei nicht 

rechtswidrig, obwohl eine 

solche, ohne vorgängiges 

Gespräch, «nicht dem ge-

sitteten Vorgehen im Ge-

schäftsverkehr» entsprä-

che. (Quelle: Arbeitsge-

richt Zürich, Urteil 

AN100607 vom 

24.8.2011) ���� 

 

 

 
 

 

Firmenfahrzeuge in 
der EU mit neuer 
Bestimmung 
  
Am 1. Januar 2014 wur-

den durch die EU die Vor-

schriften zur Nutzung von 

Firmenfahrzeugen durch 

in der EU wohnhafte 
Personen verschärft. 

Bis anhin war es in der EU 

ansässigen Mitarbeitern 

mit Grenzgängerstatuts 

möglich, das Geschäfts-

fahrzeug des Schweizer 

Unternehmens für private 

Zwecke zu nutzen, unab-

hängig von ihrem Ange-

stelltenverhältnis. 

Neu macht die EU die Nut-

zung von Firmenfahrzeu-

gen von einem Anstel-
lungsvertrag abhängig. 

Die beruflichen Fahrten 

haben ab dem 1.1.14 im 

Vordergrund zu stehen 

und der allenfalls erlaub-

ten privaten Nutzung darf 

höchstens eine unterge-

ordnete Bedeutung zu-

kommen. 

Neu werden in der EU 

wohnhafte Mitarbeiter in 

höheren Positionen 

schweizerischer Unterneh-

men nicht mehr als Ange-

stellte im Sinne dieser Re-

gelung angesehen. Des-

halb dürfen diese Perso-
nen keine unverzollten 
Firmenfahrzeuge in der 
EU verwenden.  

Als Mitarbeiter in höhe-
ren Positionen gelten: 

•••• Geschäftsführer 

•••• Mitglieder des Verwal-

tungsrats oder der Ge-

schäftsleitung 

•••• Firmeninhaber 

•••• Leihpersonal 

Eventuelle berufliche Fahr-

ten durch Mitarbeiter in 

höheren Positionen sind 

den Behörden anhand des 

Anstellungsvertrages mit-

tels Bestätigung des Fahr-

zeugeigentümers nachzu-

weisen. Die private Nut-
zung, inkl. Arbeitsweg, 
unverzollter Fahrzeuge 
in der EU ist für diese 
Personen untersagt, es 
dürfen nur noch ge-
schäftliche Fahrten un-
ternommen werden. 

In der EU ansässige Aktio-

näre und Gesellschafter, 

sofern sie keine operative 

Funktion oder Rolle in der 

Leitung des Unternehmens 

ausüben, dürfen keine un-

verzollten Firmenfahrzeu-

ge verwenden - weder für 

private noch für geschäft-

liche Zwecke. 

Konsequenzen bei Nicht-

beachtung der Neurege-

lung sind eine mögliche 

Beschlagnahme des Fir-

menfahrzeugs und eine 

Herausgabe erst gegen 

Bezahlung der Zollabgabe 

und der ausländischen 

Mehrwertsteuer. 

Was ist zu tun? 

Schweizer Arbeitgeber 

sollten die Anstellungsver-

träge der in der EU wohn-

haften Mitarbeiter, denen 

ein Firmenfahrzeug zur 

Verfügung gestellt wird, 

prüfen und die Ermächti-

gung für die erlaubte Ver-

wendung anpassen. 

Die Fahrzeugführer sollten 

eine Kopie des Anstel-
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lungsvertrages oder die 

auf diesen Vertrag bezug-

nehmende Ermächtigung 

mit sich führen. Für die 

Fahrzeugverwendung irre-

levante Daten wie z.B. 

Lohn, Ferien usw. können 

geschwärzt werden. (Quel-

le: Urteil des Europäischen 

Gerichtshofes (EUGH) vom 

07.03.2013 in der Rechts-

sache C-182/12) ���� 

 

 

 
 
Keine Beweis-
erbringung auf 
Druck bei Steuer-
hinterziehung 
 

Bei einem Steuerhinterzie-

hungs-Verfahren der di-

rekten Bundessteuer han-

delt es sich um ein echtes 

Strafverfahren, für wel-

ches die strafprozessualen 

Garantien des europäi-

schen Menschrechtsge-

richtshofes gelten.  

Diese Garantien enthalten 

auch das Recht des Ange-

klagten, nicht zu seiner ei-

genen Verurteilung beitra-

gen zu müssen. Deshalb 

müssen die Behörden ihre 

Anklage führen ohne auf 

Beweismittel zurückzugrei-

fen, die durch Zwang oder 

Druck auf den Angeklag-

ten erlangt worden sind. 

Es verstösst gegen die eu-

ropäische Menschen-

rechtskonvention, den 

Steuerpflichtigen im Hin-

terziehungsverfahren mit 

Busse zu zwingen, Belege 

über hinterzogene Beträge 

vorzulegen bzw. im Nach-

steuerverfahren zwangs-

weise erhobene Beweise 

zu verwerten.0(Quelle: 

BGE 2C_656/ 2013 vom 

17. September 2013) ���� 

 

 

Kosten für 
Pensionskassen-
Vorbezug zählen 
nicht zu den ab-
ziehbaren Unter-
haltskosten 
 

Kosten, die mit dem Er-

werb einer Liegenschaft 

zusammenhängen, wie 

Planungs- und Vermes-

sungskosten, Handände-

rungs- und Pfandrechtsab-

gaben, Notariatsgebühren 

sowie Vermittlungsprovi-

sionen, werden als An-

schaffungs- bzw. Anlage-

kosten (Aufwendungen für 

die Anschaffung, Herstel-

lung oder Wertvermehrung 

von Gegenständen) im 

Sinne von Art. 34 lit. d 

DBG bezeichnet. Diese 

können, gleich wie die 

normalen Lebenshaltungs-

kosten für die Familie, 

nicht von den steuerbaren 
Einkünften abgezogen 

werden.  

Das Bundesgericht hat im 

erwähnten Entscheid fest-

gestellt, dass auch die 

Kosten für den Vorbezug 

von Pensionskassengutha-

ben nicht zu den abziehba-

ren Unterhaltskosten zäh-

len und demnach keine 

Gewinnungskosten dar-

stellen. Vielmehr würden 

diese Kosten zu den übri-

gen Kosten und Aufwen-

dungen gemäss Art. 34 

DBG zählen, für die ein 

Abzug nicht zugelassen 
sei. (Quelle: 

BGE 2C_384/2013, 

2C_385/2013 vom 25.10. 

2013) ���� 

Information von 
Geschädigten bei 
Datenlecks nötig 
 
In der Schweiz besteht 

keine Rechtspflicht, betrof-

fene Personen zu informie-

ren, falls sich Hacker auf 

Servern von Unternehmen 

und Organisationen Zu-

gang zu sensiblen Daten 

verschafft haben. 

Trotzdem müssen die Ge-

schädigten orientiert wer-

den. Das gilt vor allem bei 

Daten wie Kreditkarten- 

und Bankkontennummern 

oder Passwörtern. Auch 

Mobiltelefonnummern, de-

ren Bekanntgabe für den 

Inhaber mit Risiken ver-

bunden sein könnten, gel-

ten als sensibel. Informiert 

das Unternehmen nicht 

über den Datendiebstahl, 

gilt dies als Verletzung 
der Sorgfaltspflicht. ���� 

 

 

 
 
Die Ungewöhnlich-
keitsregel bei AGB's 
 

Die Ungewöhnlichkeitsre-

gel bei allgemeinen Ge-

schäftsbedingungen be-

sagt, dass der AGB-Ver-

wender davon ausgehen 

darf, dass ungewöhnliche 

Klauseln nicht durch seine 

globale Zustimmung ak-

zeptiert werden.  

Gemäss Bundesgericht ist 

die Ungewöhnlichkeit einer 

Klausel aus Sicht des Zu-

stimmenden zur Zeit des 

Vertragsabschlusses zu 



beurteilen. Aus diesem 

Grund können auch bran-
chenübliche oder überra-
schende Klauseln für einen 

branchenfremden Konsu-

menten ungewöhnlich 

sein. 

Auch wenn Klauseln den 

Vertragscharakter wesent-

lich verändern oder in er-

heblichem Masse aus dem 

gesetzlichen Rahmen des 

betreffenden Vertragsty-

pus fallen, gelten sie als 

ungewöhnlich. Wer etwa 

eine Kaffeemaschine 

kauft, muss nicht damit 

rechnen, dass in den AGB 

eine Abnahmeverpflich-

tung für Kaffee oder 

gleichzeitig noch ein teurer 

Wartungsvertrag enthalten 

ist.  

Die Ungewöhnlichkeitsre-

gel greift aber nicht bei 

vertragstypischen Verein-

barungen wie bei der Be-

grenzung von Haftungsri-

siken. Diese sind nach der 

Rechtsprechung geschäfts-

typisch und damit nicht 

ungewöhnlich.  

Ungewöhnliche Klauseln 

können verbindlich gere-

gelt werden, wenn der 

Kunde durch eine druck-

technische Hervorhebung 

wie Fettschrift oder Farb-

markierungen ausdrücklich 

darauf aufmerksam ge-

macht wird. 

Individuelle Abreden ge-

hen AGB stets vor. ���� 
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